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Vollzug des sächsischen Denkmalschutzgesetzes (SächsDSchG) 
Denkmalschutzrechtliche Entscheidung nach § 12 SächsDSchG 
 
 

Grundstück: Bautzner Straße 130, Gemarkung Dresden-Loschwitz, Flurstück 4/4 
  
Vorhaben: Sanierung Fassade Schloss Albrechtsberg (Fenster, Verblechungen, Natursteinarbei-

ten) 
  
Antrag vom: 17. Juli 2024 
  
Eigentümer: Landeshauptstadt Dresden 

 
 
Das Amt für Kultur und Denkmalschutz, trifft folgende  
 

Entscheidung 
 

1. Das o. g. Grundstück wurde durch das Landesamt für Denkmalpflege Sachsen bzw. das Lan-
desamt für Archäologie Sachsen gemäß § 2 Abs. 5 SächsDSchG als Kulturdenkmal erfasst. 

 
2. Im Einvernehmen mit dem Landesamt für Denkmalpflege Sachsen sowie dem Landesamt für 

Archäologie Sachsen ergeht für das o. g. Vorhaben die denkmalschutzrechtliche Entschei-
dung gemäß § 12 Abs. 1und § 14 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 SächsDSchG.  

 
3. Dem Vorhaben wird zugestimmt mit folgenden begründeten Nebenbestimmungen: siehe An-

lage  
 
4. Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. 
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. . . 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
 
 
Dipl.-Ing. Weißmann 
Sachbearbeiterin 
 
Anlage 
Nebenbestimmungen und Hinweise zur denkmalschutzrechtlichen Entscheidung 
 
Verteiler 
Bauaufsichtsamt 
Landesamt für Denkmalpflege Sachsen 
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Nebenbestimmungen zur denkmalschutzrechtlichen Entscheidung 
AZ: 48.2/06282/DG041-24 

 
 
Auflagen 
 
Die Ausschreibungsunterlagen für die einzelnen Gewerke sind den Denkmalbehörden vor Ausschrei-
bung der Maßnahmen zur Bestätigung vorzulegen.  
 
Die Angebote der beauftragten Firmen sind den Denkmalbehörden vor Maßnahmebeginn zur Bestä-
tigung vorzulegen. 
 
Vor Beginn der jeweiligen Maßnahmen sind vor Ort Anlaufberatungen mit den Denkmalbehörden 
durchzuführen.  
 
Die Maßnahmen zur Aufarbeitung der Fenster einschließlich Rollläden/Fensterläden/Fenstergitter 
sind anhand eines Musterfenster mit den Denkmalbehörden abzustimmen. 
 
Bei einer geplanten Erneuerung der Fenster sind für die einzelnen Fenstertypen Musterfenster zu fer-
tigen. Die Fenster sind mit den Denkmalbehörden vor Ort zu bemustern. Die Werkzeichnungen für 
die Musterfenster sind dem Amt für Kultur und Denkmalschutz vor Fertigung der Fenster zur Bestäti-
gung vorzulegen.   
 
Dem Amt für Kultur und Denkmalschutz sind zeitnah der voraussichtliche Maßnahmebeginn sowie 
die beabsichtigte Fertigstellung mitzuteilen. 
 
Weitere Nebenbestimmungen, insbesondere Auflagen aus denkmalpflegerischen Gründen, die sich 
aus dem Fortschritt der genehmigten Maßnahmen ergeben, bleiben ausdrücklich vorbehalten. 
 
 
Begründung  
 
Das Anwesen Bautzner Straße 130 ist als Kulturdenkmal erfasst. Zur Anlage gehören das Schloss Alb-
rechtsberg mit aufwendiger Terrassenanlage, zwei Torhäuser, Wirtschaftsgebäude (Heizhaus), zwei 
Gärtnerhäuser, Pergola-Architektur und Mausoleum der Gemahlin des Prinzen Albrecht (früher Bade-
haus), dazu die Parkanlage und die Weinbergsterrassen sowie die Vorplatzgestaltung vor den Torhäu-
sern von Schloss Albrechtsberg. Es handelt sich um ein einzigartiges und weit in den Elbraum hinein-
wirkendes Ensemble und ein bedeutsames Zeugnis von Architektur und Gartenkunst des 19. Jahrhun-
derts. Die Anlage ist baugeschichtlich, künstlerisch, städtebaulich und landschaftsgestalterisch be-
deutend. 
 
Gemäß § 8 Abs. 1 Sächsisches Denkmalschutzgesetz sind die Eigentümer und Besitzer von Kultur-
denkmalen verpflichtet, diese pfleglich zu behandeln, im Rahmen des Zumutbaren denkmalgerecht 
zu erhalten und vor Gefährdung zu schützen. Die Erhaltungspflicht umfasst dabei sowohl das Erschei-
nungsbild als auch die Bausubstanz des Kulturdenkmals. Denkmalgerechte Erhaltung bedeutet in ers-
ter Linie den Erhalt der bauzeitlichen Bausubstanz und des ursprünglichen Erscheinungsbildes, wobei 
u. U. auch spätere Ergänzungen denkmal- und damit erhaltenswert sind. Originale Bauteile besitzen 
einen hohen Zeugniswert und geben Auskunft über die am Standort in der Bauzeit übliche Gestal-
tung und handwerkliche Verarbeitung. Diese Informationen gehen bei einem Austausch originaler 
Bauteile gegen Kopien unwiederbringlich verloren. Aus diesem Grund kommt der Erhaltung histori-
scher Bauteile oberste Priorität zu. Können Bauteile im Rahmen des Zumutbaren nicht mehr erhalten 
werden, sind sie ansichts- und materialidentisch zu ersetzen, um das geschützte Erscheinungsbild des 
Kulturdenkmals zu erhalten.  
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Die erteilten Auflagen werden erhoben um sicherzustellen, dass die beantragten Sanierungsmaßnah-
men denkmalgerecht ausgeführt werden. Die Vorlage und Bestätigung der Ausschreibungsunterla-
gen, Angebote und Ausführungsplanungen sowie die Anlaufberatungen mit den Denkmalbehörden 
sind erforderlich, um eine denkmalgerechte Ausführung der Maßnahmen zu gewährleisten.  
 
Die Anzeige von Maßnahmebeginn und –ende ist notwendig, um eine eventuell erforderliche Über-
wachung sowie eine Abnahme der Maßnahmen durchführen zu können. Die Abnahme der Maß-
nahme dient dem Ziel, die antragsgemäße Ausführung der Maßnahmen sowie die Erfüllung der er-
teilten Nebenbestimmungen kontrollieren zu können. 
 
 
Hinweise  
 
Die denkmalschutzrechtliche Entscheidung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren mit der Maß-
nahme begonnen oder die Ausführung zwei Jahre unterbrochen wurde (§ 13 Abs. 5 SächsDSchG). 
 
Andere, im o. g. Antrag nicht genannte Maßnahmen, sind nicht Gegenstand der Entscheidung und 
bedürfen einer gesonderten Zustimmung / Genehmigung. 

 
Diese denkmalschutzrechtliche Entscheidung berechtigt nicht zu Arbeiten am Kulturdenkmal, die ei-
ner Genehmigungspflicht nach der Sächsischen Bauordnung oder anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften unterliegen. Die entsprechenden Genehmigungen sind gesondert einzuholen.  
 
 


